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Verfassungsgerichtshof 

 

 

ÜBERSETZUNG 

Entscheid Nr. 38/2026 

vom 2. April 2026 
Geschäftsverzeichnisnrn. 8397 und 8398 

AUSZUG 

 

 

 In Sachen: Vorabentscheidungsfragen in Bezug auf die Artikel 40ter § 2 Absatz 2 Nr. 1 

und 42 § 1 Absatz 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 « über die Einreise ins Staatsgebiet, 

den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern », gestellt vom Rat für 

Ausländerstreitsachen. 

 

 

 Der Verfassungsgerichtshof, 

 

 zusammengesetzt aus den Präsidenten Luc Lavrysen und Pierre Nihoul, und den Richtern 

Thierry Giet, Joséphine Moerman, Michel Pâques, Yasmine Kherbache, Danny Pieters, 

Sabine de Bethune, Emmanuelle Bribosia, Willem Verrijdt, Kattrin Jadin und Magali Plovie, 

unter Assistenz des Kanzlers Frank Meersschaut, unter dem Vorsitz des Präsidenten 

Luc Lavrysen, 

 

 erlässt nach Beratung folgenden Entscheid: 

 

 

  I.  Gegenstand der Vorabentscheidungsfragen und Verfahren 

 

 In zwei Entscheiden Nrn. 318.729 und 318.724 vom 17. Dezember 2024, deren 

Ausfertigungen am 19. Dezember 2024 in der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen sind, hat 

der Rat für Ausländerstreitsachen folgende Vorabentscheidungsfrage gestellt: 

 

 « Verstoßen Artikel 40ter § 2 Absatz 2 Nr. 1 des Ausländergesetzes in der vor dem 

Änderungsgesetz vom 10. März 2024 geltenden Fassung und Artikel 42 § 1 Absatz 2 desselben 

Gesetzes, ersetzt durch das Gesetz vom 8. Juli 2011 und abgeändert durch das Gesetz vom 

4. Mai 2016, in Verbindung miteinander gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung in 

Verbindung mit Artikel 8 der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte, 

dahin ausgelegt, dass bei der Beurteilung der erforderlichen genügenden Existenzmittel im 

Rahmen der konkreten Bedürfnisse eines sesshaften Belgiers und seiner Familienangehörigen 

für die Familienzusammenführung mit einem sesshaften Belgier nur den eigenen 

Existenzmitteln des Zusammenführenden, d.h. denjenigen, die er selbst generiert hat, Rechnung 

getragen werden kann, während im Falle der Familienzusammenführung mit 

Drittstaatsangehörigen, auf die die Artikel 10 und 10bis des Ausländergesetzes zur Umsetzung 
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der Richtlinie 2003/86/EG des Rates vom 22. September 2003 betreffend das Recht auf 

Familienzusammenführung Anwendung finden, die Herkunft der erforderlichen Existenzmittel 

gemäß der Auslegung von Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe c dieser Richtlinie durch den 

Europäischen Gerichtshof nicht entscheidend ist? ». 

 

 Diese unter den Nummern 8397 und 8398 ins Geschäftsverzeichnis des Gerichtshofes 

eingetragenen Rechtssachen wurden verbunden. 

 

(…) 

 

 

  III.  Rechtliche Würdigung 

 

(…) 

 

 In Bezug auf die fraglichen Bestimmungen und deren Kontext 

 

 B.1.  Die Vorabentscheidungsfrage betrifft eine der Bedingungen für die 

Familienzusammenführung mit einem Belgier, der sein Recht auf Freizügigkeit nicht ausgeübt 

hat, nämlich die Bedingung, über stabile, genügende und regelmäßige Existenzmittel zu 

verfügen.  

 

 B.2.  Aus der Vorabentscheidungsfrage und den Vorlageentscheidungen geht hervor, dass 

der Gerichtshof ersucht wird, sich zu folgenden Bestimmungen zu äußern:  

 

 -  Artikel 40ter § 2 Absatz 2 Nr. 1 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 in der vor seiner 

Ersetzung durch Artikel 11 des Gesetzes vom 10. März 2024 « zur Abänderung des Gesetzes 

vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung 

und das Ausweisen von Ausländern in Bezug auf das Recht auf Familienzusammenführung » 

(nachstehend: Gesetz vom 10. März 2024) geltenden Fassung; 

 

 -  Artikel 42 § 1 Absatz 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 in der vor seiner 

Abänderung durch Artikel 15 des Gesetzes vom 18. Juli 2025 « zur Abänderung des Gesetzes 

vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung 

und das Ausweisen von Ausländern in Bezug auf die Bedingungen für die 

Familienzusammenführung » (nachstehend: Gesetz vom 18. Juli 2025) geltenden Fassung. 

 



 

 

ECLI:BE:GHCC:2026:ARR.038 

3 

 Der Gerichtshof beschränkt seine Prüfung auf diese Fassungen der fraglichen 

Bestimmungen. 

 

 B.3.1.  Artikel 40ter § 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 in der anwendbaren 

Fassung bestimmt: 

 

 « Die Bestimmungen des vorliegenden Kapitels finden Anwendung auf folgende 

Familienmitglieder eines Belgiers, der von seinem Recht, sich im Hoheitsgebiet der 

Mitgliedstaaten gemäß dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union frei zu bewegen und aufzuhalten, nicht Gebrauch 

gemacht hat: 

 

 1.  die in Artikel 40bis § 2 Absatz 1 Nr. 1 bis 3 erwähnten Familienmitglieder, sofern sie 

den Belgier, der das Recht auf Familienzusammenführung eröffnet, begleiten oder ihm 

nachkommen, 

 

 2.  die in Artikel 40bis § 2 Absatz 1 Nr. 4 erwähnten Familienmitglieder, sofern es sich um 

Vater und Mutter eines minderjährigen Belgiers handelt, sie ihre Identität durch ein gültiges 

Identitätsdokument nachweisen und den Belgier, der das Recht auf Familienzusammenführung 

eröffnet, begleiten oder ihm nachkommen. 

 

 Die in Absatz 1 Nr. 1 erwähnten Familienmitglieder müssen nachweisen, dass der Belgier: 

 

 1.  über stabile, genügende und regelmäßige Existenzmittel verfügt. Diese Bedingung gilt 

als erfüllt, wenn die Existenzmittel mindestens hundertzwanzig Prozent des in Artikel 14 § 1 

Nr. 3 des Gesetzes vom 26. Mai 2002 über das Recht auf soziale Eingliederung erwähnten 

Betrags entsprechen, indexiert gemäß Artikel 15 des vorerwähnten Gesetzes. In die Beurteilung 

der Höhe dieser Existenzmittel fließen Art und Regelmäßigkeit der Einkünfte ein. Mittel aus 

Eingliederungseinkommen, finanzielle Sozialhilfe, Familienleistungen und Zuschläge, 

Eingliederungszulagen und Übergangsentschädigungen werden dabei nicht berücksichtigt. 

Arbeitslosengeld wird nur dann berücksichtigt, wenn der Belgier nachweist, dass er aktiv Arbeit 

sucht. 

 

 Diese Bedingung findet keine Anwendung, wenn der Belgier sich nur von seinen in 

Artikel 40bis § 2 Absatz 1 Nr. 3 erwähnten minderjährigen Familienmitgliedern begleiten lässt 

beziehungsweise diese Familienmitglieder ihm nachkommen, 

 

 […] ». 

 

 B.3.2.  Artikel 42 § 1 Absatz 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 in der anwendbaren 

Fassung bestimmt: 

 

 « Ist die in den Artikeln 40bis § 4 Absatz 2 und 40ter § 2 Absatz 2 Nr. 1 erwähnte 

Bedingung in Bezug auf das Ausreichen der Existenzmittel nicht erfüllt, muss der Minister oder 

sein Beauftragter auf der Grundlage der spezifischen Bedürfnisse des Unionsbürgers, dem 
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nachgekommen wird, und der Mitglieder seiner Familie bestimmen, welche Existenzmittel sie 

benötigen, damit die öffentlichen Behörden nicht für sie aufkommen müssen. Zur Festlegung 

dieses Betrags kann der Minister oder sein Beauftragter beim betreffenden Ausländer und bei 

sämtlichen belgischen Behörden alle zweckdienlichen Unterlagen und Auskünfte anfordern ». 

 

 B.3.3.  Die Familienmitglieder, auf die sich Artikel 40bis § 2 Absatz 1 Nrn. 1 bis 3 des 

Gesetzes vom 15. Dezember 1980 in der Fassung vor seiner Ersetzung durch Artikel 10 des 

Gesetzes vom 10. März 2024 bezieht, sind (1) der Ehepartner oder der Ausländer, mit dem der 

Zusammenführende eine registrierte Partnerschaft führt, die in Belgien einer Ehe gleichgesetzt 

ist, und der ihn begleitet oder ihm nachkommt, (2) der Lebenspartner, mit dem der 

Zusammenführende durch eine einem Gesetz entsprechend registrierte Partnerschaft verbunden 

ist und der ihn begleitet oder ihm nachkommt, bei Erfüllung bestimmter Bedingungen und 

(3) die Verwandten in absteigender Linie und diejenigen seines Ehepartners oder vorerwähnten 

Lebenspartners, die jünger als einundzwanzig Jahre oder zu ihren Lasten sind und die sie 

begleiten oder ihnen nachkommen, bei Erfüllung bestimmter Bedingungen. 

 

 B.4.1.  Die Bedingung, wonach der belgische Zusammenführende, der sein Recht auf 

Freizügigkeit nicht ausgeübt hat, über « stabile, genügende und regelmäßige Existenzmittel » 

verfügen muss, um einen Antrag auf Familienzusammenführung stellen zu können, wurde 

eingeführt durch Artikel 21 des Gesetzes vom 25. April 2007 « zur Abänderung des Gesetzes 

vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung 

und das Ausweisen von Ausländern » (nachstehend: Gesetz vom 25. April 2007), mit dem ein 

neuer Artikel 40ter in das Gesetz vom 15. Dezember 1980 eingefügt wurde. 

 

 Jedoch war diese Bedingung damals allein auf die Familienzusammenführung mit 

Verwandten in aufsteigender Linie des belgischen Zusammenführenden beschränkt. 

 

 Artikel 40ter des Gesetzes vom 15. Dezember 1980, eingefügt durch Artikel 21 des 

Gesetzes vom 25. April 2007, bestimmte: 

 

 « Die Bestimmungen des vorliegenden Kapitels, die auf Familienmitglieder von 

Unionsbürgern, die sie begleiten oder denen sie nachkommen, anwendbar sind, finden 

Anwendung auf Familienmitglieder von Belgiern, die sie begleiten oder denen sie 

nachkommen. 

 

 In Bezug auf die in Artikel 40bis § 2 Absatz 1 Nr. 4 erwähnten Verwandten in 

aufsteigender Linie müssen Belgier nachweisen, dass sie über stabile, regelmäßige und 
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genügende Existenzmittel verfügen, sodass die öffentlichen Behörden während ihres 

Aufenthalts im Königreich nicht für sie aufkommen müssen, und dass sie über eine 

Krankenversicherung zur Deckung der Risiken in Belgien für die erwähnten 

Familienmitglieder verfügen ». 

 

 B.4.2.  In den Vorarbeiten zu diesem Gesetz heißt es: 

 

 « De doelstelling is dat op de familieleden van een Belg dezelfde regels worden toegepast 

die worden toegepast op de familieleden van een burger van de Unie. Dit komt neer op het 

gelijkstellen van de familieleden van een Belg met de familieleden van de burger van de Unie, 

en niet met de burger van de Unie zelf. Het nieuwe artikel 40ter wil dit principe duidelijk 

vastleggen, maar voorziet toch [in] één uitzondering : er wordt voorzien dat de Belgische 

onderdaan slechts zijn ascendenten mag laten overkomen, voor zover hij bewijst dat hij beschikt 

over voldoende, stabiele en regelmatige middelen van bestaan om hen te onderhouden en dat 

hij beschikt over een ziektekostenverzekering die hun risico’s in België dekt. De regering wenst 

hiermee te vermijden dat ascendenten van Belgische onderdanen bij aankomst in België in 

precaire omstandigheden terechtkomen en ten laste vallen van de openbare overheden » (Parl. 

Dok., Kammer, 2006-2007, DOC 51-2845/001, S. 44).  

 

 B.4.3.  Artikel 40ter des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 wurde sodann zum ersten Mal 

durch Artikel 9 des Gesetzes vom 8. Juli 2011 « zur Abänderung des Gesetzes vom 

15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und 

das Ausweisen von Ausländern in Bezug auf die Bedingungen für die 

Familienzusammenführung » (nachstehend: Gesetz vom 8. Juli 2011) ersetzt. Dabei wurde die 

in ihr enthaltene Bedingung bezüglich der stabilen, genügenden und regelmäßigen 

Existenzmittel für anwendbar erklärt auf Familienzusammenführungen mit den in B.3.3 

erwähnten Familienmitgliedern, das heißt dem Ehepartner, dem dem Ehepartner 

gleichgesetzten registrierten Partner, dem dem Ehepartner nicht gleichgesetzten registrierten 

Partner, der bestimmte Bedingungen erfüllt, und den Verwandten in absteigender Linie des 

Zusammenführenden, des Ehepartners oder des registrierten Partners. 

 

 B.4.4.  Dem Gesetz vom 8. Juli 2011 liegen verschiedene Gesetzesvorschläge zugrunde 

(Parl. Dok., Kammer, 2010-2011, DOC 53-0443/018, SS. 1 ff.). Diese Vorschläge haben 

anschließend die Form eines « globalen Abänderungsantrags » erhalten, und zwar 

Abänderungsantrag Nr. 147 (Parl. Dok., Kammer, 2010-2011, DOC 53-0443/014), der zum 

Basistext dieses Gesetzes geworden ist. 
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 B.4.5.  Während der Vorarbeiten zum Gesetz vom 8. Juli 2011 wurde darauf verwiesen, 

dass sich in Belgien über 50 Prozent der ausgestellten Visa auf die Familienzusammenführung 

beziehen; sie stellt die wichtigste Quelle der legalen Einwanderung dar. 

 

 Die verschiedenen Gesetzesvorschläge bestätigen, dass das Recht auf den Schutz des 

Familienlebens einen wichtigen gesellschaftlichen Wert darstellt und dass die Migration über 

die Familienzusammenführung möglich sein muss. Sie bezwecken jedoch, die Gewährung 

eines Aufenthaltsrechts im Rahmen der Familienzusammenführung besser zu regeln, um den 

Migrationsstrom und den Migrationsdruck zu beherrschen. In erster Linie sollen sie bestimmten 

Missbräuchen oder Fällen von Betrug, beispielsweise durch Scheinehen, Scheinpartnerschaften 

und Scheinadoptionen, vorbeugen oder davon abschrecken. Überdies wurde die Notwendigkeit 

angeführt, die Bedingungen für die Familienzusammenführung anzupassen, um zu vermeiden, 

dass die öffentlichen Behörden für Familienangehörige, die sich in Belgien niederlassen, 

aufkommen müssen oder dass die Familienzusammenführung unter menschenunwürdigen 

Umständen stattfindet, beispielsweise wegen des Fehlens einer angemessenen Wohnung. 

Schließlich wurde im Laufe der Vorarbeiten mehrfach darauf hingewiesen, dass der 

Gesetzgeber bei der Regelung der Bedingungen für die Familienzusammenführung die sich aus 

dem Recht der Europäischen Union ergebenden Verpflichtungen berücksichtigen muss. 

 

 B.4.6.  Insbesondere in Bezug auf die Bedingung, über stabile, genügende und regelmäßige 

Existenzmittel zu verfügen, die dem belgischen Zusammenführenden auferlegt wird, geht aus 

der Begründung des Abänderungsantrags Nr. 147 hervor, dass: 

 

 « De vreemdeling die als echtgenoot of partner naar België komt in het kader van 

gezinshereniging met een Belg of met een vreemdeling die hier reeds een onbeperkt 

verblijfsrecht heeft, zal moeten aantonen dat de persoon die zich reeds in België bevindt en die 

hij nu vervoegt, over voldoende bestaansmiddelen beschikt. Deze bestaansmiddelen hebben 

uitdrukkelijk als doel te voorkomen dat zij ten laste van de openbare overheden zouden komen 

te vallen » (ebenda, S. 26). 

 

 B.4.7.  Schließlich wurde Artikel 40ter des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 durch 

Artikel 18 des Gesetzes vom 4. Mai 2016 « zur Festlegung verschiedener Bestimmungen in 

Sachen Asyl und Migration und zur Abänderung des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über 

die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von 

Ausländern und des Gesetzes vom 12. Januar 2007 über die Aufnahme von Asylsuchenden und 

von bestimmten anderen Kategorien von Ausländern » ein zweites Mal ersetzt. Die Bedingung, 
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dass der belgische Zusammenführende über stabile, genügende und regelmäßige Existenzmittel 

verfügen muss, wurde dabei beibehalten. 

 

 B.5.1.  Die Vorabentscheidungsfrage bezieht sich ebenfalls auf die Artikel 10 und 10bis 

des Gesetzes vom 15. Dezember 1980, ohne zu präzisieren, um welche Fassungen dieser 

Bestimmungen es geht. Der Gerichtshof berücksichtigt deshalb die Fassungen, die zum 

Zeitpunkt des Erlasses der Entscheidungen über die Verweigerung des Aufenthalts galten, über 

die das vorlegende Rechtsprechungsorgan in den Ausgangsstreitigkeiten zu entscheiden hat.  

 

 B.5.2.  Artikel 10 § 1 Absatz 1 Nrn. 4 und 5 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 in der 

vor seiner Abänderung durch das Gesetz vom 10. März 2024 geltenden Fassung bestimmt: 

 

 « Unter Vorbehalt der Bestimmungen der Artikel 9 und 12 ist es folgenden Personen von 

Rechts wegen gestattet, sich länger als drei Monate im Königreich aufzuhalten: 

 

 […] 

 

 4.  folgenden Mitgliedern der Familie eines Ausländers, dem der Aufenthalt im Königreich 

seit mindestens zwölf Monaten für unbegrenzte Dauer gestattet oder erlaubt ist oder dem es seit 

mindestens zwölf Monaten erlaubt ist, sich dort niederzulassen. […] : 

 

 -  seinem ausländischen Ehepartner oder dem Ausländer, mit dem er eine registrierte 

Partnerschaft führt, die in Belgien einer Ehe gleichgesetzt ist, und der mit ihm zusammenleben 

wird, sofern die beiden betroffenen Personen älter als einundzwanzig Jahre sind. Dieses 

Mindestalter wird jedoch auf achtzehn Jahre herabgesetzt, wenn das eheliche Verhältnis 

beziehungsweise diese registrierte Partnerschaft bereits vor Ankunft im Königreich des 

Ausländers, dem nachgekommen wird, bestand, 

 

 -  ihren Kindern, die mit ihnen zusammenleben werden, bevor sie das Alter von achtzehn 

Jahren erreicht haben, und ledig sind, 

 

 -  den Kindern des Ausländers, dem nachgekommen wird, und seines Ehepartners oder des 

im ersten Gedankenstrich erwähnten registrierten Partners, die mit ihnen zusammenleben 

werden, bevor sie das Alter von achtzehn Jahren erreicht haben, und ledig sind, sofern der 

Ausländer, dem nachgekommen wird, sein Ehepartner oder der erwähnte registrierte Partner 

das Sorgerecht hat und die Kinder zu seinen Lasten oder zu Lasten des Ehepartners 

beziehungsweise des registrierten Partners sind und, bei geteiltem Sorgerecht, sofern der andere 

Inhaber des Sorgerechts sein Einverständnis gegeben hat, 

 

 5.  Ausländern, die durch eine einem Gesetz entsprechend registrierte Partnerschaft mit 

einem Ausländer verbunden sind, dem der Aufenthalt im Königreich seit mindestens zwölf 

Monaten für unbegrenzte Dauer gestattet oder erlaubt ist oder dem es seit mindestens zwölf 

Monaten erlaubt ist, sich dort niederzulassen, und den Kindern dieses Partners, die mit ihnen 

zusammenleben werden, bevor sie das Alter von achtzehn Jahren erreicht haben, und ledig sind, 
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sofern der Partner das Sorgerecht hat und die Kinder zu seinen Lasten sind und, bei geteiltem 

Sorgerecht, sofern der andere Inhaber des Sorgerechts sein Einverständnis gegeben hat. […] ». 

 

 Paragraph 2 Absatz 3 des vorerwähnten Artikels 10 bestimmt:  

 

 « In § 1 Absatz 1 Nr. 4 und 5 erwähnte Ausländer müssen zudem nachweisen, dass der 

Ausländer, dem sie nachkommen, über stabile, regelmäßige und genügende 

Existenzmittel - wie in § 5 vorgesehen - für sich und seine Familienmitglieder verfügt und die 

öffentlichen Behörden nicht für sie aufkommen müssen. Diese Bedingung findet keine 

Anwendung, wenn dem Ausländer nur in § 1 Absatz 1 Nr. 4 zweiter und dritter Gedankenstrich 

erwähnte Familienmitglieder nachkommen ». 

 

 Paragraph 5 desselben Artikels bestimmt: 

 

 « Die in § 2 erwähnten Existenzmittel müssen mindestens hundertzwanzig Prozent des in 

Artikel 14 § 1 Nr. 3 des Gesetzes vom 26. Mai 2002 über das Recht auf soziale Eingliederung 

erwähnten Betrags entsprechen, indexiert gemäß Artikel 15 des vorerwähnten Gesetzes. 

 

 In die Festlegung der Höhe dieser Existenzmittel fließen: 

 

 1.  Art und Regelmäßigkeit der Einkünfte ein, 

 

 2.  weder Mittel aus Regelungen zur Gewährung ergänzender Sozialhilfeleistungen, das 

heißt Eingliederungseinkommen und Zuschlag zu den Familienleistungen, noch finanzielle 

Sozialhilfe und Familienbeihilfen ein, 

 

 3.  Eingliederungszulage sowie Übergangsentschädigungen nicht ein und Arbeitslosengeld 

nur dann, wenn der Ausländer, dem nachgekommen wird, nachweisen kann, dass er aktiv 

Arbeit sucht ». 

 

 B.5.3.  Artikel 10bis des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 in der vor seiner Abänderung 

durch das Gesetz vom 18. Juli 2025 geltenden Fassung bestimmt: 

 

 « § 1.  Wenn in Artikel 10 § 1 Absatz 1 Nr. 4 bis 6 erwähnte Mitglieder der Familie [eines 

Ausländers, dem gemäß den Bestimmungen von Titel II Kapitel 3 der Aufenthalt als Student 

erlaubt ist], einen Antrag auf Aufenthaltserlaubnis von mehr als drei Monaten einreichen, muss 

diese Erlaubnis bewilligt werden, wenn der Student oder eines der betreffenden Mitglieder 

seiner Familie nachweist: 

 

 -  dass der Student über stabile, regelmäßige und genügende Existenzmittel gemäß 

Artikel 10 § 5 für sich und seine Familienmitglieder verfügt und die öffentlichen Behörden 

nicht für sie aufkommen müssen, 

 

 […] 
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 § 2.  Wenn in Artikel 10 § 1 Absatz 1 Nr. 4 bis 6 erwähnte Mitglieder der Familie eines 

Ausländers, dem der Aufenthalt in Belgien für eine begrenzte Dauer erlaubt ist, die durch 

vorliegendes Gesetz oder wegen besonderer Umstände, die dem Betreffenden eigen sind, 

festgelegt ist oder mit Art oder Dauer seiner Tätigkeiten in Belgien in Zusammenhang steht, 

einen Antrag auf Aufenthaltserlaubnis von mehr als drei Monaten einreichen, muss diese 

Erlaubnis bewilligt werden, wenn sie nachweisen: 

 

 1.  dass der Ausländer, dem nachgekommen wird, über stabile, regelmäßige und 

genügende Existenzmittel gemäß Artikel 10 § 5 für sich und die Mitglieder seiner Familie 

verfügt und die öffentlichen Behörden nicht für sie aufkommen müssen,  

 

 […] 

 

 § 3.  Die Paragraphen 1 und 2 finden ebenfalls Anwendung auf die in Artikel 10 § 1 

Absatz 1 Nr. 4 bis 6 erwähnten Familienmitglieder von Ausländern, die auf der Grundlage der 

Richtlinie 2003/109/EG des Rates der Europäischen Union vom 25. November 2003 betreffend 

die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen in einem 

anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union die Rechtsstellung eines langfristig 

Aufenthaltsberechtigten besitzen und denen es aufgrund der Bestimmungen von Titel II 

Kapitel V erlaubt ist, sich im Königreich aufzuhalten, oder die eine solche Erlaubnis 

beantragen. 

 

 […] 

 

 § 4.  Paragraph 2 findet ebenfalls Anwendung auf die in Artikel 10 § 1 Absatz 1 Nr. 4 bis 

6 erwähnten Familienmitglieder von Ausländern, denen in Anwendung von Artikel 61/27-4 der 

Aufenthalt erlaubt ist. 

 

 […] 

 

 § 5.  Paragraph 2 ist ebenfalls anwendbar auf die in Artikel 10 § 1 Nr. 4 bis 6 erwähnten 

Mitglieder der Familie eines Drittstaatsangehörigen, dem in Anwendung von Artikel 61/39 

oder Artikel 61/48 der Aufenthalt erlaubt ist. 

 

 […] 

 

 § 6.  Paragraph 2 ist ebenfalls anwendbar auf die in Artikel 10 § 1 Absatz 1 Nr. 4 bis 6 

erwähnten Familienmitglieder eines Ausländers, dem in Anwendung von Artikel 61/13/3 oder 

Artikel 61/13/10 der Aufenthalt erlaubt ist. 

 

 […] ».  

 

 B.5.4.  Artikel 12bis § 2 Absatz 4 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 in der vor seiner 

Abänderung durch das Gesetz vom 18. Juli 2025 geltenden Fassung bestimmt: 

 

 « Ist die in Artikel 10 § 5 erwähnte Bedingung in Bezug auf das Ausreichen der 

Existenzmittel nicht erfüllt, muss der Minister oder sein Beauftragter auf der Grundlage der 

spezifischen Bedürfnisse des Ausländers, dem nachgekommen wird, und der Mitglieder seiner 
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Familie bestimmen, welche Existenzmittel sie benötigen, damit die öffentlichen Behörden nicht 

für sie aufkommen müssen. Zur Festlegung dieses Betrags kann der Minister oder sein 

Beauftragter beim betreffenden Ausländer alle zweckdienlichen Unterlagen und Auskünfte 

anfordern ». 

 

 B.6.1.  Die in den Artikeln 10, 10bis und 12bis des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 

festgelegten Bedingungen hinsichtlich der Existenzmittel dienen der Umsetzung von Artikel 7 

Absatz 1 Buchstabe c der Richtlinie 2003/86/EG des Rates vom 22. September 2003 

« betreffend das Recht auf Familienzusammenführung » (nachstehend: Richtlinie 2003/86/EG) 

in belgisches Recht. 

 

 B.6.2.  Der vorerwähnte Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe c bestimmt: 

 

 « (1)  Bei Einreichung des Antrags auf Familienzusammenführung kann der betreffende 

Mitgliedstaat vom Antragsteller den Nachweis verlangen, dass der Zusammenführende über 

Folgendes verfügt: 

 

 […] 

 

 c)  feste und regelmäßige Einkünfte, die ohne Inanspruchnahme der Sozialhilfeleistungen 

des betreffenden Mitgliedstaates für seinen eigenen Lebensunterhalt und den seiner 

Familienangehörigen ausreicht. Die Mitgliedstaaten beurteilen diese Einkünfte anhand ihrer 

Art und Regelmäßigkeit und können die Höhe der Mindestlöhne und -renten sowie die Anzahl 

der Familienangehörigen berücksichtigen ». 

 

 B.6.3.  In seinem Urteil vom 3. Oktober 2019 in der Rechtssache X (C-302/18, 

ECLI:EU:C:2019:830), auf das das vorlegende Rechtsprechungsorgan verweist, hat der 

Gerichtshof der Europäischen Union in Bezug auf diese Bestimmung entschieden: 

 

 « 37.  Ferner ist zu dem Zusammenhang, in dem die letztgenannte Bestimmung steht, 

darauf hinzuweisen, dass ein Erfordernis, über ‘ feste und regelmäßige Einkünfte, die … 

ausreichen ’, zu verfügen, auch in Art. 7 Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie 2003/86 enthalten ist. 

Der Gerichtshof hat bereits entschieden, dass aus dem Wortlaut dieser Bestimmung und 

namentlich der Verwendung der Begriffe ‘ fest ’ und ‘ regelmäßig ’ folgt, dass die in dieser 

Bestimmung genannten Einkünfte eine gewisse Beständigkeit und Dauer aufweisen müssen. 

Nach Art. 7 Abs. 1 Buchst. c Satz 2 der Richtlinie 2003/86 beurteilen die Mitgliedstaaten diese 

Einkünfte u. a. anhand ihrer ‘ Regelmäßigkeit ’ (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 

21. April 2016, Khachab, C-558/14, EU:C:2016:285, Rn. 30) 

 

 38.  Somit kann Art. 7 Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie 2003/86 nicht dahin ausgelegt 

werden, dass er der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, die mit einem Antrag auf 

Familienzusammenführung befasst ist, die Möglichkeit versagt, in ihre Prüfung, ob die 

Voraussetzung bestimmter Einkünfte des Zusammenführenden erfüllt ist, auch eine 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/AUTO/?uri=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2016%3A285&locale=de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/redirect/?urn=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2016%3A285&lang=DE&format=pdf&target=CourtTab
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/redirect/?urn=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2016%3A285&lang=DE&format=html&target=CourtTab&anchor=#point30
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Beurteilung der Frage einzubeziehen, ob diese Einkünfte über den Zeitpunkt der Antragstellung 

hinaus vorhanden sein werden (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 21. April 2016, Khachab, 

C-558/14, EU:C:2016:285, Rn. 31). 

 

 39.  Darüber hinaus hat der Gerichtshof in Bezug auf diese Bestimmung, insbesondere das 

darin enthaltene Wort ‘ ausreichend ’ bereits entschieden, dass, da der Umfang der Bedürfnisse 

sehr individuell sein kann, diese Bestimmung dahin auszulegen ist, dass die Mitgliedstaaten 

einen bestimmten Betrag als Richtbetrag angeben können, sie jedoch nicht dahin zu verstehen 

ist, dass die Mitgliedstaaten ein Mindesteinkommen vorgeben könnten (vgl. in diesem Sinne 

Urteil vom 4. März 2010, Chakroun, C-578/08, EU:C:2010:117, Rn. 48). 

 

 40.  Somit folgt aus Art. 7 Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie 2003/86, dass nicht die Herkunft 

der Einkünfte, sondern ihre Dauerhaftigkeit und Hinlänglichkeit unter Berücksichtigung der 

individuellen Situation des Betroffenen entscheidend sind ». 

 

 B.7.1.  Darüber hinaus hat die Verwaltungsstreitsachenabteilung des Staatsrats in Bezug 

auf Artikel 40ter des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 und insbesondere hinsichtlich des 

Zusammenhangs zwischen dieser Bestimmung einerseits und den Artikeln 10 ff. desselben 

Gesetzes sowie Artikel 7 der Richtlinie 2003/86/EG andererseits entschieden:  

 

 « 7.  Artikel 40ter van de vreemdelingenwet vereist dat ‘ de Belg ’ beschikt over stabiele, 

toereikende en regelmatige bestaansmiddelen. De verzoekende partij stelt terecht dat de 

voorwaarde van stabiele, voldoende en toereikende bestaansmiddelen in artikel 40ter van de 

vreemdelingenwet wordt opgelegd aan ‘ de Belg ’ en dat bij de beoordeling van de 

bestaansmiddelen uitsluitend rekening mag worden gehouden met de bestaansmiddelen van de 

Belgische referentiepersoon. 

 

 8.  Deze lezing wordt bevestigd door het Grondwettelijk Hof in arrest nr. 149/2019 van 

24 oktober 2019 :  

 

 […] 

 

 10.  Aan de voorgaande interpretatie wordt geen afbreuk gedaan door het recht van de 

Europese Unie of de rechtspraak van het Hof van Justitie van de Europese Unie. Het Unierecht 

en de rechtspraak van dat Hof zijn niet van toepassing op zuiver interne situaties. 

 

 Het loutere feit dat de Belgische wetgever zich voor wat betreft de gezinshereniging met 

zogenaamde statische Belgen heeft laten inspireren door de bewoordingen van de artikelen 10 

en verder van de vreemdelingenwet, waardoor er inderdaad tekstuele gelijkenissen zijn tussen 

de voormelde bepalingen en artikel 40ter, § 2, van de vreemdelingenwet, volstaat geenszins om 

te besluiten dat artikel 7 van de richtlijn 2003/86 ‘ rechtstreeks en onvoorwaardelijk van 

toepassing is verklaard ’ op zuiver interne situaties. 

 

 Het arrest van het Hof van Justitie van de Europese Unie van 3 oktober 2019 in de 

zaak C‑302/18, waarnaar de Raad voor Vreemdelingenbetwistingen verwijst, noopt evenmin 

tot een andere conclusie. Het is juist dat het Hof van Justitie oordeelt dat niet de herkomst van 

de inkomsten beslissend is, maar de stabiliteit en de toereikendheid ervan zodat de inkomsten 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/AUTO/?uri=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2016%3A285&locale=de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/redirect/?urn=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2016%3A285&lang=DE&format=pdf&target=CourtTab
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/redirect/?urn=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2016%3A285&lang=DE&format=html&target=CourtTab&anchor=#point31
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/AUTO/?uri=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2010%3A117&locale=de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/redirect/?urn=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2010%3A117&lang=DE&format=pdf&target=CourtTab
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/redirect/?urn=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2010%3A117&lang=DE&format=html&target=CourtTab&anchor=#point48
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die afkomstig zijn van derden of een familielid van de aanvrager aldus niet uitgesloten zijn 

‘ mits zij vast, regelmatig en voldoende zijn ’. Dit arrest heeft echter betrekking op de situatie 

van langdurig ingezetenen en niet, zoals te dezen, op de situatie van een derdelander die 

gezinshereniging aanvraagt met een statische Belg » (StR, 19. August 2024, Nr. 260.501, 

ECLI:BE:RVSCE:2024:ARR.260.501; siehe auch 3. Juni 2024, Nr. 259.979, 

ECLI:BE:RVSCE:2024:ARR.259.979). 

 

 B.7.2.  In Bezug auf die in Artikel 42 § 1 Absatz 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 

vorgesehene Bedarfsprüfung hat der Staatsrat entschieden:  

 

 « Bij de behoefteanalyse wordt dus op basis van de behoeften van de gezinshereniger en 

zijn familieleden nagegaan of bestaansmiddelen die lager zijn dan het voornoemde 

referentiebedrag toch volstaan opdat de gezinshereniger zichzelf en zijn familieleden kan 

onderhouden zonder dat zij ten laste komen van het sociale bijstandsstelsel. De behoefteanalyse 

strekt er echter niet toe om bestaansmiddelen die niet in aanmerking komen, zoals te dezen 

inkomsten van de aanvrager zelf, toch in aanmerking te nemen » (StR, 2. März 2023, 

Nr. 255.940, ECLI:BE:RVSCE:2023:ARR.255.940, SS. 5 und 6). 

 

 

 In Bezug auf die Vorabentscheidungsfrage 

 

 B.8.1.  Durch die Vorabentscheidungsfrage möchte das vorlegende Rechtsprechungsorgan 

vom Gerichtshof erfahren, ob Artikel 40ter § 2 Absatz 2 Nr. 1 und Artikel 42 § 1 Absatz 2 des 

Gesetzes vom 15. Dezember 1980 vereinbar sind mit den Artikeln 10 und 11 der Verfassung in 

Verbindung mit Artikel 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention. 

 

 B.8.2.  Insbesondere wird der Gerichtshof darum ersucht, die Situation eines 

Familienmitglieds, das einen Antrag auf Familienzusammenführung mit einem Belgier stellt, 

der sein Recht auf Freizügigkeit nicht ausgeübt hat, mit der Situation eines Familienmitglieds 

zu vergleichen, der einen Antrag auf Familienzusammenführung mit einem 

Drittstaatsangehörigen stellt, der unter Artikel 10 oder 10bis des Gesetzes vom 

15. Dezember 1980 fällt. In der ersten Situation können nach Ansicht des vorlegenden 

Rechtsprechungsorgans sowohl gemäß Artikel 40ter § 2 Absatz 2 Nr. 1 als auch Artikel 42 § 1 

Absatz 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 ausschließlich die eigenen Existenzmittel des 

Zusammenführenden berücksichtigt werden. Im Gegensatz dazu sei in der zweiten Situation 

die Herkunft der Existenzmittel nicht entscheidend, sodass gemäß den Artikeln 10 und 10bis 

des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 auch die Existenzmittel des betreffenden 

Familienmitglieds berücksichtigt werden könnten, ausgelegt im Lichte der vorerwähnten 
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Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union zu Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe c 

der Richtlinie 2003/86/EG. 

 

 B.9.1.  Somit können in der Auslegung von Artikel 40ter des Gesetzes vom 

15. Dezember 1980 durch das vorlegende Rechtsprechungsorgan und insbesondere des Wortes 

« verfügt » nur die persönlichen Existenzmittel des belgischen Zusammenführenden, der sein 

Recht auf Freizügigkeit nicht ausgeübt hat, als « stabile, genügende und regelmäßige 

Existenzmittel » berücksichtigt werden, unter Ausschluss derjenigen des Familienmitglieds, 

der ein Aufenthaltsrecht auf Grundlage der Familienzusammenführung beantragt. Aus der 

Formulierung der Vorabentscheidungsfrage und aus der Begründung der 

Vorlageentscheidungen geht ebenfalls hervor, dass das vorlegende Rechtsprechungsorgan eine 

Auslegung zugrunde legt, wonach bei der Bedarfsprüfung gemäß Artikel 42 § 1 Absatz 2 

desselben Gesetzes auch nur die persönlichen Existenzmittel des belgischen 

Zusammenführenden berücksichtigt werden dürfen, unter Ausschluss derjenigen des 

vorerwähnten Familienmitglieds. 

 

 Der Gerichtshof prüft die fraglichen Bestimmungen in dieser Auslegung. 

 

 B.9.2.  Aus der Begründung der Vorlageentscheidungen geht hervor, dass sich beide 

Rechtssachen auf die Familienzusammenführung eines Belgiers beziehen, der sein Recht auf 

Freizügigkeit nicht ausgeübt hat, mit einem Familienmitglied im Sinne von Artikel 40bis § 2 

Absatz 1 Nr. 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980, nämlich einem Partner, mit dem der 

Zusammenführende gemäß dem Gesetz eine registrierte Partnerschaft geschlossen hat, sofern 

einige Bedingungen erfüllt sind (nachstehend: registrierter Partner).  

 

 Der Gerichtshof beschränkt seine Prüfung auf diesen Fall. 

 

 B.10.1.  Entgegen dem Vorbringen des Ministerrats lässt sich somit aus der Formulierung 

der Vorabentscheidungsfrage und der Begründung der Vorlageentscheidungen mit 

hinreichender Genauigkeit ableiten, welche Kategorien von Personen miteinander verglichen 

werden sollen. Folglich ist die Einrede des Ministerrats in der Rechtssache Nr. 8397, in der 

angeführt wird, dass die zu vergleichenden Kategorien nicht ausreichend eingegrenzt seien, 

zurückzuweisen.  
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 B.10.2.  Der Ministerrat stellt ferner die Sachdienlichkeit der Vorabentscheidungsfrage in 

der Rechtssache Nr. 8398 in Abrede, soweit sich diese Frage auf § 42 § 1 Absatz 2 des Gesetzes 

vom 15. Dezember 1980 bezieht. Da in der Rechtssache Nr. 8397 keine vergleichbare Einrede 

erhoben wird, muss der Gerichtshof in jedem Fall die in dieser Rechtssache gestellte Frage 

behandeln, die sich ebenfalls auf Artikel 42 § 1 Absatz 2 dieses Gesetzes bezieht. Es ist folglich 

nicht erforderlich, die vorerwähnte Einrede zu prüfen.  

 

 B.11.  Die Artikel 10 und 11 der Verfassung gewährleisten den Grundsatz der Gleichheit 

und Nichtdiskriminierung. 

 

 Der Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung schließt nicht aus, dass ein 

Behandlungsunterschied zwischen Kategorien von Personen eingeführt wird, soweit dieser 

Unterschied auf einem objektiven Kriterium beruht und in angemessener Weise gerechtfertigt 

ist. 

 

 Das Vorliegen einer solchen Rechtfertigung ist im Hinblick auf Zweck und Folgen der 

beanstandeten Maßnahme sowie auf die Art der einschlägigen Grundsätze zu beurteilen; es 

wird gegen den Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung verstoßen, wenn feststeht, 

dass die eingesetzten Mittel in keinem angemessenen Verhältnis zum verfolgten Zweck stehen. 

 

 B.12.1.  Artikel 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention erkennt nicht das Recht 

von Ausländern an, sich in einem bestimmten Land aufzuhalten. Nach einem bewährten 

Grundsatz des Völkerrechts haben Staaten unbeschadet ihrer sich aus Verträgen ergebenden 

Verpflichtungen das Recht, die Einreise von Ausländern in ihr Land zu kontrollieren 

(EuGHMR, 28. Mai 1985, Abdulaziz, Cabales und Balkandali gegen Vereinigtes Königreich, 

ECLI:CE:ECHR:1985:0528JUD000921480, § 67; Große Kammer, 18. Oktober 2006, Üner 

gegen Niederlande, ECLI:CE:ECHR:2006:1018JUD004641099, § 54; Große Kammer, 

3. Oktober 2014, Jeunesse gegen Niederlande, ECLI:CE:ECHR:2014:1003JUD001273810, 

§ 100; Große Kammer, 9. Juli 2021, M.A. gegen Dänemark, 

ECLI:CE:ECHR:2021:0709JUD000669718, § 131). Insbesondere hat dieser Artikel nicht zur 

Folge, dass ein Staat verpflichtet wäre, die Familienzusammenführung auf seinem Staatsgebiet 

zu erlauben.  
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 In Bezug auf die Familienzusammenführung hat der Europäische Gerichtshof für 

Menschenrechte präzisiert: 

 

 « In een zaak die zowel het gezinsleven als immigratie betreft, verschilt de omvang van de 

verplichting voor de Staat om op zijn grondgebied naasten toe te laten van personen die er 

verblijven, evenwel naargelang van de bijzondere situatie van de betrokken personen en van 

het algemeen belang en noopt die tot het zoeken naar een billijk evenwicht tussen de op het spel 

staande concurrerende belangen. De factoren waarmee in die context rekening moet worden 

gehouden, zijn de mate waarin het gezinsleven daadwerkelijk wordt belemmerd, de omvang 

van de banden die de betrokken personen in de in het geding zijnde verdragsluitende Staat 

hebben, de vraag of er al dan niet onoverkomelijke hindernissen bestaan voor het gezin om in 

het land van herkomst van de betrokken vreemdeling te wonen, en de vraag of er elementen 

bestaan die betrekking hebben op de controle van de immigratie » (EuGHMR, Große Kammer, 

9. Juli 2021, M.A. gegen Dänemark, vorerwähnt, § 132; siehe auch Große Kammer, 

3. Oktober 2014, Jeunesse gegen Niederlande, vorerwähnt, § 107; Große Kammer, 

24. Mai 2016, Biao gegen Dänemark, ECLI:CE:ECHR:2016:0524JUD003859010, § 117).  

 

 B.12.2.  Die Unmöglichkeit, mit seinen Familienangehörigen zusammenzuleben, kann 

jedoch eine Einmischung in das Recht auf den Schutz des Familienlebens, wie es durch 

Artikel 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention gewährleistet wird, darstellen. Um 

dieser Bestimmung zu entsprechen, muss eine solche Einmischung durch eine ausreichend 

präzise Gesetzesbestimmung vorgesehen sein, einem zwingenden gesellschaftlichen Bedarf 

entsprechen und im Verhältnis zum angestrebten rechtmäßigen Ziel stehen. 

 

 Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte verweist in diesem Zusammenhang 

darauf, dass « der Ermessensspielraum der zuständigen nationalen Behörden je nach Art der 

strittigen Fragen und der Schwere der auf dem Spiel stehenden Interessen variiert » (EuGHMR, 

Große Kammer, 9. Juli 2021, M.A. gegen Dänemark, vorerwähnt, § 140), und dass die 

Familienzusammenführung bei der Bearbeitung der Anträge materiellen Anforderungen 

(§§ 134 und 135) und formalen Anforderungen unterliegt (§§ 137 bis 139), bejaht aber 

allgemein eine positive Verpflichtung der Vertragsstaaten, die Familienzusammenführung zu 

gewähren, wenn mehrere Umstände kumulativ erfüllt sind (§ 135). 

 

 B.13.  Wenn der Gesetzgeber die Bedingungen für die Ausübung des Rechtes auf 

Familienzusammenführung regelt, die für Kategorien von Personen in vergleichbaren 

Situationen gelten, wobei eine Kategorie jedoch dem Unionsrecht untersteht, ist er angesichts 

der durch das Unionsrecht angestrebten Zielsetzungen gleichwohl nicht dazu verpflichtet, strikt 

identische Regeln festzulegen. 
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 Im Rahmen der Einwanderungspolitik, die komplexe und sich überschneidende 

Erwägungen erforderlich macht und bei der die sich aus dem Recht der Europäischen Union 

ergebenden Erfordernisse zu berücksichtigen sind, verfügt der Gesetzgeber über eine breite 

Ermessensbefugnis. 

 

 Jedoch ist dabei insbesondere das durch Artikel 8 der Europäischen 

Menschenrechtskonvention garantierte Recht auf den Schutz des Familienlebens zu 

berücksichtigen. 

 

 B.14.  In seinem Entscheid Nr. 149/2019 vom 24. Oktober 2019 

(ECLI:BE:GHCC:2019:ARR.149) hat der Gerichtshof geurteilt: 

 

 « B.10.1.  Artikel 40ter des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 regelt die Gewährung eines 

Aufenthaltsrechts im Rahmen der Familienzusammenführung, sodass es nicht einer 

vernünftigen Rechtfertigung entbehrt, dass es die finanzielle Situation des Zusammenführenden 

und nicht die seines Ehepartners ist, die entscheidend ist. Der betroffene Ehepartner kann 

nämlich nur auf der Grundlage der Situation des Zusammenführenden ein Aufenthaltsrecht 

erhalten, unabhängig von den finanziellen Mitteln, über die er verfügt. 

 

 Es muss die Bedingung erfüllt sein, dass der Zusammenführende über stabile, genügende 

und regelmäßige Existenzmittel verfügen muss, damit seinem Ehepartner im Rahmen der 

Familienzusammenführung ein Aufenthaltsrecht gewährt werden kann. Nach Artikel 9 des 

Gesetzes vom 15. Dezember 1980 muss außer bei bestimmten Abweichungen eine 

Aufenthaltserlaubnis bei der belgischen diplomatischen oder konsularischen Vertretung im 

Ausland beantragt werden, die für den betreffenden Ausländer zuständig ist. Der Umstand, dass 

der Ehepartner in seinem Herkunftsland über stabile, genügende und regelmäßige 

Existenzmittel verfügt, ist keine Garantie dafür, dass er diese Einkünfte bei seinem Aufenthalt 

in Belgien weiterhin hat. Aus dem Vorhandensein eines ehelichen Verhältnisses ergibt sich 

auch nicht, dass der Zusammenführende auch tatsächlich über die Einkünfte seines Ehepartners 

verfügen kann. 

 

 B.10.2.  Die Möglichkeit für die Familienangehörigen eines Unionsbürgers, sich auf 

Artikel 40bis des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 zu berufen, um diesem Bürger 

nachzukommen, soll die Verwirklichung eines der grundlegenden Ziele der Union 

ermöglichen, nämlich der Freizügigkeit im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten unter objektiven 

Bedingungen in Freiheit und Würde (Erwägungen 2 und 5 der Richtlinie 2004/38/EG). 

 

 Artikel 40ter des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 beruht hingegen auf dem Bemühen 

des Gesetzgebers um eine angemessene Einwanderungspolitik und verfolgt eine andere 

Zielsetzung als diejenigen, die das Unionsrecht in Bezug auf die Freizügigkeit verfolgt. 

 

 B.10.3.  Mit seinem Entscheid Nr. 121/2013 vom 26. September 2013 hat der Gerichtshof 

geurteilt, dass der Gesetzgeber, indem er für Belgier striktere Bedingungen hinsichtlich der 



 

 

ECLI:BE:GHCC:2026:ARR.038 

17 

Familienzusammenführung auferlegt hat als für die nichtbelgischen europäischen Bürger, im 

Hinblick auf das Ziel, die durch die Familienzusammenführung hervorgerufenen 

Migrationsströme zu beherrschen, eine sachdienliche Maßnahme ergriffen hat, da er festgestellt 

hat, dass die Anzahl der Belgier, die einen Antrag auf Familienzusammenführung für ihre 

Familienangehörigen einreichen können, dadurch, dass der Zugang zur belgischen 

Staatsangehörigkeit vereinfacht wurde und die meisten Familienzusammenführungen Belgier 

betreffen, die in Belgien geboren wurden, von Einwanderern abstammen oder die Belgier 

geworden sind, erheblich zugenommen hat (B.52.1 und B.52.2). 

 

 B.10.4.  Der Gerichtshof hat ebenfalls geurteilt, dass es eine sachdienliche Maßnahme 

darstellt, um den Fortbestand des Sozialhilfesystems und den Aufenthalt der 

Familienangehörigen des Zusammenführenden unter menschenwürdigen Umständen zu 

gewährleisten, wenn einem belgischen Zusammenführenden striktere 

Einkommensbedingungen auferlegt werden. Diesbezüglich hat der Gerichtshof festgestellt, 

dass im Gegensatz zum Unionsbürger, dessen Aufenthaltsrecht entzogen werden kann, wenn 

er zu einer unangemessenen Last für den Haushalt des Staates wird, der Belgier das Recht auf 

sozialen Beistand besitzt, ohne zu irgendeinem Zeitpunkt Gefahr zu laufen, dass ihm sein 

Aufenthaltsrecht entzogen wird. Der Gerichtshof hat auch festgestellt, dass die Achtung des 

Familienlebens die Behörden verpflichten kann, das Aufenthaltsrecht eines 

Familienangehörigen eines Belgiers, der sich seit einer bestimmten Anzahl von Jahren legal im 

belgischen Staatsgebiet aufhält, nicht zu beenden (B.52.3). 

 

 B.10.5.  Außerdem gelten andere Erfordernisse, was die Existenzmittel betrifft, über die 

der Zusammenführende für sich selbst verfügen muss, je nachdem, ob es sich um einen Belgier 

oder einen Unionsbürger handelt. Damit ein Unionsbürger ein Aufenthaltsrecht für sich selbst 

erhalten kann, muss er aufgrund von Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 2004/38/EG bereits über 

ausreichende Existenzmittel verfügen, während dies nicht für einen Belgier gilt, der über ein 

bedingungsloses Aufenthaltsrecht im belgischen Staatsgebiet verfügt und dessen Einkommen 

nicht berücksichtigt wird. Daher muss der Unionsbürger, für den selbst im Gegensatz zu einem 

belgischen Zusammenführenden die öffentlichen Behörden nicht aufkommen müssen und 

dessen Einkommen gewährleisten kann, dass eine solche Situation nicht eintreten kann, wenn 

sich sein Ehepartner ebenfalls mit ihm im Aufnahmemitgliedstaat aufhält, striktere finanzielle 

Erfordernisse erfüllen. 

 

 B.10.6.  Wenn die Erfordernisse bezüglich der Einkünfte, über die der Zusammenführende 

verfügen muss, die in Artikel 40ter des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 einerseits und in 

Artikel 40bis desselben Gesetzes andererseits enthalten sind, darauf abzielen, es zu vermeiden, 

dass die Behörden für die Familienmitglieder aufkommen müssen, geht aus dem Vorstehenden 

somit hervor, dass die Gefahr, dass diese Situation eintritt, im Fall einer 

Familienzusammenführung mit einem Belgier vernünftigerweise als größer angesehen werden 

kann. Folglich beruht der Behandlungsunterschied, zu dem der Gerichtshof befragt wird, auf 

einem objektiven und sachdienlichen Unterscheidungskriterium. 

 

 B.10.7.  Im Übrigen hindert der Umstand, dass der belgische Zusammenführende die 

Erfordernisse von Artikel 40ter § 2 Absatz 2 Nr. 1 nicht erfüllt, nicht an sich seinen Ehepartner 

daran, ein Aufenthaltsrecht erhalten zu können. Aufgrund von Artikel 42 § 1 Absatz 2 des 

Gesetzes vom 15. Dezember 1980 muss der Minister oder sein Beauftragter im konkreten Fall 

und auf der Grundlage der spezifischen Bedürfnisse des Belgiers und der Mitglieder seiner 

Familie bestimmen, welche Existenzmittel sie benötigen, damit die öffentlichen Behörden nicht 

für die Familienmitglieder aufkommen müssen. 
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 B.10.8.  Angesichts des Vorstehenden hat der Behandlungsunterschied in Bezug auf die 

Herkunft der Existenzmittel zwischen dem belgischen Staatsangehörigen, der keinen Gebrauch 

von seinem Recht auf Freizügigkeit gemacht hat, und den anderen Unionsbürgern keine 

unverhältnismäßigen Folgen ». 

 

 B.15.1.  Wie in B.4.5 erwähnt, wollte der Gesetzgeber durch das Gesetz vom 8. Juli 2011 

den Migrationsstrom und den Migrationsdruck beherrschen sowie Missbräuchen oder Fällen 

von Betrug vorbeugen oder davon abschrecken. Er beabsichtigte ebenfalls, es zu vermeiden, 

dass die öffentlichen Behörden für Familienmitglieder, die sich in Belgien niederlassen, 

aufkommen müssen. 

 

 Wie der Gerichtshof in seinen vorerwähnten Entscheiden Nrn. 121/2013 

(ECLI:BE:GHCC:2013:ARR.121) und 149/2019 (ECLI:BE:GHCC:2019:ARR.149) 

entschieden hat, hat der Gesetzgeber, indem er für Belgier striktere Bedingungen hinsichtlich 

der Familienzusammenführung auferlegt hat als für die nichtbelgischen Unionsbürger, im 

Hinblick auf die vorerwähnten Ziele eine sachdienliche Maßnahme ergriffen, da er festgestellt 

hat, dass die Anzahl der Belgier, die einen Antrag auf Familienzusammenführung für ihre 

Familienangehörigen einreichen können, dadurch, dass der Zugang zur belgischen 

Staatsangehörigkeit vereinfacht wurde und die meisten Familienzusammenführungen Belgier 

betreffen, die in Belgien geboren wurden, von Einwanderern abstammen oder die Belgier 

geworden sind, erheblich zugenommen hat. 

 

 B.15.2.  Die gleiche Argumentation gilt jedoch nicht hinsichtlich des 

Behandlungsunterschieds zwischen Belgiern und Drittstaatsangehörigen. Wie der Ministerrat 

anführt, handelt es sich bei einer erheblichen Anzahl von Fällen der Familienzusammenführung 

mit Belgiern um Fälle, in denen der Zusammenführende selbst erst später die belgische 

Staatsangehörigkeit erworben hat. Aus den Vorarbeiten geht auch hervor, dass genau diese 

Feststellung die Einreicher der verschiedenen Gesetzesvorschläge, die den fraglichen 

Bestimmungen zugrunde lagen, dazu veranlasste, die Bedingungen für die 

Familienzusammenführung mit Belgiern und mit Drittstaatsangehörigen identisch zu regeln: 

 

 « [Een volksvertegenwoordiger] onderscheidt in de vreemdelingenwet van 

15 december 1980 drie categorieën van mensen : de mensen van buiten de EU, de Belgen en de 

onderdanen van EU-lidstaten. Voor elk van hen geldt een ander arsenaal aan bepalingen, wat 

de tekst soms moeilijk analyseerbaar maakt. Ook doet de wet soms verrassende 

tegenstrijdigheden rijzen, zoals bijvoorbeeld blijkt bij het geval van twee uit Colombia 
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afkomstige broers die in België wonen. Het lid gaat uit van de hypothese dat een van hen de 

Belgische nationaliteit verwerft, terwijl de andere zijn oorspronkelijke nationaliteit behoudt. 

Voor elk van hen zullen andere regels gelden, met name bij gezinshereniging, zelfs als het gaat 

om tweelingbroers die op dezelfde dag geboren zijn. Een dergelijke discriminatie is 

onverantwoord, want de nationaliteit is nauwelijks doorslaggevend voor het welslagen van de 

integratie. Daarom voorziet dit wetsvoorstel zoveel mogelijk in identieke of soortgelijke 

oplossingen. In het kader van het EU-recht heeft België vrij beperkte bevoegdheden jegens 

onderdanen uit EU‑lidstaten. Ons land blijft echter onverkort bevoegd voor zijn eigen 

onderdanen en voor mensen uit landen van buiten de Europese Unie. Het ter bespreking 

voorliggende wetsvoorstel strekt ertoe om voor Belgen die gezinshereniging wensen dezelfde 

voorwaarden te doen gelden als voor vreemdelingen van buiten de Europese Unie. Aldus 

moeten zij aantonen over stabiele, toereikende en regelmatige bestaansmiddelen te beschikken, 

alsmede over voldoende huisvesting » (Parl Dok. Kammer, 2010-2011, DOC 53-0443/018, 

SS. 11 und 12). 

 

 Auch ein anderes Mitglied betont, dass die Gesetzesvorschläge, die den fraglichen 

Bestimmungen zugrunde liegen, darauf abzielen, die Unterscheidung zwischen Belgiern und 

Drittstaatsangehörigen aufzuheben (ebenda, S. 13).  

 

 Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern die Existenzmittel der Familienmitgliedern von 

Belgiern, von denen sich viele, wie der Ministerrat geltend macht, bereits in Belgien befinden, 

in einem solchen Maße weniger stabil sein sollen als die Existenzmittel von 

Familienmitgliedern von Drittstaatsangehörigen, die sich oft noch im Ausland befinden, dass 

sie bei der Beurteilung der Existenzmittel und der Bedürfnisse auf der Grundlage der fraglichen 

Bestimmungen unter keinen Umständen berücksichtigt werden dürfen.  

 

 B.16.  In Anbetracht des Vorstehenden sind die Artikel 40ter § 2 Absatz 2 Nr. 1 und 42 § 1 

Absatz 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 in der Auslegung, dass die Existenzmittel, über 

die der belgische Zusammenführende, der sein Recht auf Freizügigkeit nicht ausgeübt hat, 

verfügen muss, damit sein gesetzlich registrierter Partner ein Aufenthaltsrecht erhalten kann, 

ausschließlich die persönlichen Existenzmittel des Zusammenführenden sein müssen, 

unvereinbar mit den Artikeln 10 und 11 der Verfassung in Verbindung mit Artikel 8 der 

Europäischen Menschenrechtskonvention. 

 

 B.17.  Aus der in B.6.3 erwähnten Auslegung von Artikel 10 des Gesetzes vom 

15. Dezember 1980 auf Grundlage der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen 

Union geht hervor, dass die Formulierung der Einkommensvoraussetzung, wonach der 

Zusammenführende über ausreichend stabile und genügende Existenzmittel « verfügen » muss, 
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nicht ausschließt, dass bei der Beurteilung dieser Existenzmittel die stabilen Existenzmittel der 

Familienmitglieder, die dem Zusammenführenden nachreisen, berücksichtigt werden. Eine 

andere Auslegung der fraglichen Bestimmungen ist folglich möglich. 

 

 Nach dieser anderen Auslegung müssen die Existenzmittel, über die der belgische 

Zusammenführende, der sein Recht auf Freizügigkeit nicht ausgeübt hat, verfügen muss, damit 

sein gesetzlich registrierter Partner ein Aufenthaltsrecht erhalten kann, nicht ausschließlich die 

persönlichen Existenzmittel des Zusammenführenden sein.  

 

 So ausgelegt führen die Artikel 40ter § 2 Absatz 2 Nr. 1 und 42 § 1 Absatz 2 des Gesetzes 

vom 15. Dezember 1980 nicht zu dem fraglichen Behandlungsunterschied und sind sie mit den 

Artikeln 10 und 11 der Verfassung in Verbindung mit Artikel 8 der Europäischen 

Menschenrechtskonvention vereinbar. 
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 Aus diesen Gründen: 

 

 Der Gerichtshof 

 

 erkennt für Recht: 

 

 -  Die Artikel 40ter § 2 Absatz 2 Nr. 1 und 42 § 1 Absatz 2 des Gesetzes vom 

15. Dezember 1980 « über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und 

das Ausweisen von Ausländern » in der auf die beim vorlegenden Rechtsprechungsorgan 

anhängigen Rechtssachen anwendbaren Fassung, in der Auslegung, dass die Existenzmittel, 

über die der belgische Zusammenführende, der sein Recht auf Freizügigkeit nicht ausgeübt hat, 

verfügen muss, damit sein Partner ein Aufenthaltsrecht erhalten kann, ausschließlich die 

persönlichen Existenzmittel des Zusammenführenden sein müssen, verstoßen gegen die 

Artikel 10 und 11 der Verfassung in Verbindung mit Artikel 8 der Europäischen 

Menschenrechtskonvention. 

 

 -  In dem Sinne ausgelegt, dass die Existenzmittel, über die der belgische 

Zusammenführende, der sein Recht auf Freizügigkeit nicht ausgeübt hat, verfügen muss, damit 

sein Partner ein Aufenthaltsrecht erhalten kann, nicht ausschließlich die persönlichen 

Existenzmittel des Zusammenführenden sein müssen, verstoßen dieselben Bestimmungen nicht 

gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung in Verbindung mit Artikel 8 der Europäischen 

Menschenrechtskonvention. 

 

 Erlassen in niederländischer und französischer Sprache, gemäß Artikel 65 des 

Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den Verfassungsgerichtshof, am 2. April 2026. 

 

 

 

Der Kanzler, Der Präsident, 

 

 

(gez.) Frank Meersschaut (gez.) Luc Lavrysen 

 


